Übermittlungssperre von Daten beantragen

Sie können bei der Meldebehörde eine Datenübermittlungssperre eintragen lassen. Damit können Sie eine Übermittlung Ihrer Meldedaten an Dritte unter bestimmten Voraussetzungen ausschließen.

Das Meldegesetz sieht die Möglichkeit der Eintragung einer Datenübermittlungssperre in folgenden Fällen vor:

· Auskünfte an Parteien, Wählergruppen und andere Träger von Wahlvorschlägen im Zusammenhang mit allgemeinen Wahlen und mit Abstimmungen auf staatlicher und kommunaler Ebene
· Auskünfte über Alters- und Ehejubiläen an Parteien, Wählergruppen, Mitglieder parlamentarischer Vertretungskörperschaften und Bewerber für diese Übermittlung von Daten an Parteien, Wählergruppen, Mitglieder parlamentarischer Vertretungskörperschaften und Bewerber für diese sowie an Presse und Rundfunk

· Auskünfte an Adressbuchverlage

· Auskünfte an die öffentlich-rechtliche Religionsgemeinschaft des Ehegatten, welcher der Betroffene selbst oder dessen minderjährige Kinder nicht angehören

· Auskünfte durch automatisierten Abruf über das Internet

· Auskünfte für Zwecke der Direktwerbung

· Auskünfte an das Bundesamt für Wehrverwaltung (nur für minderjährige Personen mit deutscher Staatsangehörigkeit möglich)

Sie können eine Übermittlungssperre schriftlich, formlos oder persönlich beantragen.
